
 

 Landesvertret
ung Forst 
und 
Naturschutz 
IG Bauen-
Agrar-Umwelt 
Nordrhein-
Westfalen 

  

Der Präsident des Landtags 
NRW 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

 

 

 

 

 
Stellungnahme zur Landtagsanhörung am Mittwoch, dem 20.05.2020 des 
Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz  
 
Drucksache 17/7901 sowie Drucksache 17/7534 
 

Lohkamp 7 
48565 Steinfurt 
info@forst.igbau.nrw 
 

     

Ihr Zeichen: Ihre Nachricht vom:  Unser Zeichen: Steinfurt den  Mobil: 
++4915165906936 

   15.05.2020 Web: 
http://forst.igbau.nrw 

   

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 
 
bereits mit der Erarbeitung und Unterzeichnung des durch die Landesregierung mitgetragenen 
Paktes für den Wald wurde übereinstimmend ein erster Ansatz gemacht, um der katastrophalen 
Situation im Wald zu begegnen.  
 
Die aktuell in den Landtag eingebrachten Anträge von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
sowie der Fraktion der AFD bekräftigen das dringend ein Handeln zu Gunsten des Waldes 
erforderlich ist. 
 
Grundsätzlich begrüßen wir diese Initiativen und nehmen gerne Stellung zu den einzelnen 
Punkten. 
 
 
 
Stellungnahme zum eingebrachten Antrag: Drucksache 17/7901 von Bündnis90/Die Grünen 
 
Punkt 1. Der Ansatz der unbedingten Verstärkung des Klimaschutzes wird ausdrücklich 
unterstützt. Alle geplanten Maßnahmen den Wald in Mitteleuropa in seiner jetzigen Form zu 
bewahren werden nur erfolgreich sein, wenn die Klimaveränderungen begrenzt werden. 
 
Punkt 2. Der Vorschlag, Waldflächen diese von privaten Waldbesitzern zu erwerben um den 
Wald zu erhalten, könnte einer breiten Anerkennung des Waldes als Gemeingut und den damit 
verbundenen Pflichten zu Gute kommen, daher sehen wir diese Idee positiv und unterstützen 
den Gedanken einer Genossenschaftlichen Waldsicherung. 
 
Punkt 3. Die multifunktionale naturnahe Bewirtschaftung der Wälder stellt seit vielen Jahre die 
Grundlage der forstlichen Grundsätze der IG BAU dar, die Förderung dieser Form der 
Waldbewirtschaftung wird unterstützt. 
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Punkt 4. und 5. Die bereits existierenden Konzepte zur Wiederbewaldung und Aufforstung 
müssen fortgeschrieben und weiterentwickelt werden. Die durch den Landesbetrieb 
erarbeiteten Erkenntnisse sollen auf Beispielflächen / Marteloskope umgesetzt und allen 
Waldbesitzern als Best Practice durch Wald und Holz NRW als Entscheidungsgrundlage 
angeboten werden. 
 
Punkt 6. Eine flächendeckende dauerhafte Kontrolle der Wildbestände ist unabdingbar für die 
Verjüngung des Waldes, Die Umsetzung von Verbissgutachten auf der gesamten Fläche muss 
zwingend erfolgen. Daraus resultierend müssen die jagdlichen Rahmenbedingungen dem Ziel 
der Waldentwicklung folgen. 
 
Punkt 7. Hier sind eine europaweite Festlegung und Umsetzung erforderlich. 
 
Punkt 8. Bereits in vorangegangenen Stellungnahmen hat sich die IG Bau kritisch zur 
beabsichtigten Abkehr vom derzeitigen Betreuungsmodell geäußert. Bedingt durch die 
katastrophale betriebswirtschaftliche Lage in der Forstbranche ist zumindest eine Verschiebung 
der „Direkten Förderung“ unbedingt zu unterstützen. 
 
Punkt 9. Wird voll unterstützt. 
 
Punkt 10. Der Punkt einer Intensivierung des Bauens mit dem nachhaltigen Rohstoff Holz wird 
unterstützt. Die Schaffung von wissenschaftlichen Grundlagen im Holzbau sowie eine 
privatwirtschaftliche Umsetzung und Nutzung der Forschungsergebnisse ist dafür unabdingbar. 
Ein Signal der Landesregierung wäre hier die Umsetzung auch größerer landeseigener 
Bauprojekte mit dem Rohstoff Holz. 
 
Punkt 11. Wird unterstützt. 
 
Punkt 12. Der Ansatz, die Forstverwaltung aufzustocken unterstützen wir ausdrücklich. Für die 
Erfüllung der Aufgaben ist der Landesbetrieb finanziell so auszustatten, dass er nicht von 
Marktgegebenheiten abhängig ist. Es muss eine verlässliche Grundfinanzierung geben. Die 
derzeitige Praxis, grundsätzlichen und dauerhaften Personalbedarf über Zeitverträge zu 
bewältigen, darf keine Dauerlösung sein. 
 
Punkt 13. Wurde durch die IG BAU bereits bei der Entstehung des Waldpaktes angeregt. Wir 
zählen dazu auch die Schaffung wissenschaftlicher Grundlagen durch die Einrichtung einer 
Studienfakultät für Forstwissenschaft in Nordrhein-Westfalen. 
 
Punkt 14. Wird unterstützt. 
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Stellungnahme zum eingebrachten Antrag Drucksache 17/7534 der AFD 
 
 
Punkt 2. Die zentrale Beschaffung von Fangeinrichtungen sehen wir nicht als eine Aufgabe des 
Landes. Sinnvoll ist das Wald und Holz NRW Waldbesitzer bei der Verwendung und 
Beschaffung fachlich berät und begleitet. 
 
Punkt 4. Der Einsatz von Insektiziden ist vor dem Hintergrund der Erkenntnisse über die 
Populationsentwicklung der Schadinsekten nicht erfolgsversprechend. Außerdem widerspricht 
diese Forderung den aktuellen Ergebnissen im Artenrückgang bei Insekten und würde dem 
kürzlich durch das Bundeskabinett beschlossene Aktionsprogramm für den Insektenschutz 
zuwiderlaufen. Die Landesvertretung unterstützt daher keinen Einsatz von Insektiziden im Wald. 
 
Punkt 5. Wird unterstützt 
 
Punkt 6. Der Einsatz von Angehörigen der Feuerwehr wird ausdrücklich abgelehnt. 
Unabhängig davon, dass die Aufgaben der Feuerwehren andere sind, ist dies ein Vorschlag, 
der weder zur Lösung der Kalamitätsfrage noch bei einer Wiederbewaldung hilft. Gerade die 
Arbeit der Forstwirtinnen und Forstwirte erfordert eine umfangreiche Qualifikation, die nicht 
durch den Erwerb z.B. eines Motorsägen Kurses erworben werden kann. Darüber hinaus fehlt 
es in diesen Fällen durchweg an Erfahrung und Übung. Gerade in der jetzigen Situation ist bei 
der Aufarbeitung von vorgeschädigten beziehungsweise von geworfenen und umgestürzten 
Bäumen eine solide fachliche Qualifikation dringend erforderlich. 
 
Punkt 7. Wird unterstützt 
 
Punkt 8. Auch hier gilt, dass eine flächendeckende dauerhafte Kontrolle der Wildbestände 
unabdingbar ist für die Verjüngung des Waldes. Die Umsetzung von Verbissgutachten auf der 
gesamten Fläche muss zwingend erfolgen. Wir sehen hier die unbedingte Mitverantwortung der 
Jagdausübungsberechtigten an der Entwicklung des Waldes. Eine Absprache mit den 
Beteiligten wird Erfahrungsgemäß nicht immer ausreichen. Daher muss es verpflichtende 
messbare Ziele im Sinne einer angepassten Wilddichte für alle Beteiligten geben. 
 
Punkt 9. Sollte Punkt 8 erfolgreich umgesetzt werden entfällt hierfür die Notwendigkeit. Eine 
Möglichkeit wäre jedoch die Förderung von z.B. jagdlichen Einrichtungen und 
Schutzmaßnahmen im Zuge der aktuellen Richtlinie über die Beseitigung der 
Extremwetterfolgen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 

 

 

Peter Wicke  
  
(Vorsitzender der Landesvertretung Forst und Naturschutz der IGBAU Nordrhein-Westfalen)  
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